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Sehr geehrter Herr Dr. Micksch,

vielen Dank für Ihr Schreiben vom 19. August 2010 an Herm Bundesminister

Dr. de Maiziöre, in dem Sie das Optionsverfahren ftir Kinder nicht-deutscher Eltem anspre-

chen. Er hat mich gebeten, Ihnen zu antworten.

Im Jahr 2008 sind die ersten Kinder aus der Übergangsregelung nach g 40 b StAG in das op-
tionspflichtige Alter hineingewachsen. Diese jungen Menschen haben nun bis nxn Jafu 2013
Zeit, sich ftir eine Staatsangehörigkeit zu entscheiden. In den folgenden Jahren kommen jäihr-

lich zwischen 3.800 und 6.700 Jugendliche hinz-u. Ab 2013 werden es dann mit den Geburts-
jahrgängen ab 2000jedes Jahr ca. 40.000 Jugendliche sein.

Vor diesem Hintergrund beabsichtigt das Bundesministerium des Innern zusammen rnit den

Ländern, die ftir den Vollzug des Staatsangehörigkeitsrechts zusttindig sind, die Erfahrungen

mit den ersten Jahrgängen der Optionspflichtigen auszuwerten. Eine gründliche Evaluierung

setzt jedoch eine hinreichende Anzahl abgeschlossener Optionsverfahren voraus. Angesichts

der ftir die ersten Optionsftill e 2013 endenden Erklärungsfrist werden belastbare Aussagen

füihestens 20Ill20l2 möglich sein. Ergänzend hierzu wird das Bundesamt fi.ir Migration und
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sErTE2voN2 Flüchtlinge eine wissenschaftliche Untersuchung zum Entscheidungsverhalten der betroffenen
Personengruppe durchführen. Die Ergebnisse dieser Untersuchung werden voraussichtlich
Anfang 2012vorliegen. Bevor konkrete Aussagen zu möglichem Anderungsbedarf getroffen
werden können, sind zunächst die Ergebnisse der Evaluierung und der wissenschaftlichen
Untersuchung abzuwarten.
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Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag
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